
 

 

Hauptsatzung der Stadt Lychen 
 

 
 
Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg  
(BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. S. 286) in der geltenden Fassung hat die 
Stadtverordnetenversammlung in ihrer Sitzung am 06.07.2009 folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 

§ 1 Name der Stadt  (§ 9 BbgKVerf) 
 

(1) Die Stadt führt den Namen „Stadt Lychen“. 
(2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsfreien kreisangehörigen Stadt.  

 
§ 2 Wappen, Flagge und Dienstsiegel (§ 10 BbgKVerf) 

 
(1) Das Wappen der Stadt zeigt in Rot über blau-silbernem stilisierten Wellenschildfuß eine silberne 

Burg mit zwei pyramidenförmigen bezinnten Türmen, belegt mit je einem schwarzen Fenster 
und einer torlosen bezinnten und gequaderten Mauer dazwischen; darüber schwebend zwischen 
zwei sechsstrahligen silbernen Sternen einen gespitzten Silberschild mit goldbewehrtem roten 
Adler. 

(2) Die Flagge der Stadt besteht aus drei Querstreifen in den Farben Blau-Weiß-Rot im Verhältnis 
1:2:1 mit dem in der Mitte aufgelegten Stadtwappen. 

(3) Das Dienstsiegel der Stadt hat einen Durchmesser von 35 mm. Im Dienstsiegel wird das 
Stadtwappen geführt. Die Umschrift enthält im oberen Umkreis in lateinischen Großbuch-staben 
den Namen der Stadt und im unteren Umkreis den Namen des Landkreises Uckermark. 
Für die Siegelung kleiner Urkunden werden Siegel von 20 mm Durchmesser verwendet.  
Die Führung des Dienstsiegels ist dem Bürgermeister vorbehalten. Er kann weitere Angestellte 
mit der Führung des Dienstsiegels beauftragen. 

 
§ 3 Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13 BbgKVerf) 

 
(1) Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden (§ 15 

BbgKVerf) beteiligt die Stadt ihre betroffenen Einwohner in wichtigen Stadtangelegen-heiten 
förmlich mit folgenden Mitteln: 

1. Einwohnerfragestunden der Stadtverordnetenversammlung 
2. Einwohnerversammlungen 

(2) Die Einzelheiten der in Abs. 1 Nr. 1 bis 2 genannten Formen der Einwohnerbeteiligung werden 
in einer Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohnerbeteiligung in der Stadt Lychen 
näher geregelt. 

(3) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder Bundesrechts, die die förmliche 
Einwohnerbeteiligung regeln, bleiben unberührt. 

 
§ 4 Ausschluss der Briefabstimmung bei Bürgerentscheidungen ( § 15 Abs. 6 Satz 2 BbgKVerf) 

 
Abweichend von § 15 Abs. 6 Satz 1 BbgKVerf  wird für die Durchführung eines Bürgerentscheides im 
Sinne von § 15 BbgKVerf die Möglichkeit der Briefabstimmung ausgeschlossen. 
 

§ 5 Gleichstellungsbeauftragte (§18 BbgKVerf) 
 

(1) Der Gleichstellungsbeauftragten ist Gelegenheit zu geben, zu Maßnahmen und Beschlüssen die 
Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frau und Mann haben, Stellung zu nehmen. Weicht 



 

 

ihre Auffassung von der des Bürgermeisters ab, hat sie das Recht, sich an die Stadt-
verordnetenversammlung oder ihre Ausschüsse zu wenden. 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt das Recht wahr, indem sie sich an den Vorsitzenden der 
Stadtverordnetenversammlung oder des Ausschusses wendet und den abweichenden Standpunkt 
schriftlich darlegt. Der Vorsitzende unterrichtet die Stadtverordnetenver-sammlung oder den 
Ausschuss hierüber in geeigneter Weise und kann der Gleichstellungs-beauftragten Gelegenheit 
geben, den abweichenden Standpunkt in einer der nächsten Sitzungen persönlich vorzutragen. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte ist durch die Stadtverordnetenversammlung auf Vorschlag des 
Bürgermeisters durch Abstimmung zu benennen. 

(4) Soweit in dieser Satzung Funktionen mit einem geschlechtsspezifischen Begriff beschrieben 
werden, gilt die jeweilige Bestimmung für das jeweils andere Geschlecht gleichermaßen. 

 
§ 6 Entscheidungen der Stadtverordnetenversammlung  
(§ 28 Abs. 2 Nr. 17 und 18  und § 28 Abs. 3 BbgKVerf) 

 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet über Geschäfte über Vermögensgegenstände der 

Stadt, sofern der Wert 75.000 € nicht unterschreitet. 
Entscheidungen bis zur Wertgrenze trifft der Hauptausschuss (§ 50 Abs. 2 Satz 1 BbgKVerf), es 
sei denn, es handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung (§ 54 Abs. 1 Nr. 5 
BbgKVerf). 

(2) Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet gem. § 28 Abs. 2 Nr. 18  BbgKVerf  über den 
Abschluss von Vergleichen, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung 
handelt. Ein Geschäft der laufenden Verwaltung liegt im Regelfall bei einem Streitwert unter 
10.000 € vor. 

(3) Die Stadtverordnetenversammlung behält sich gem. § 28 Abs. 3 folgende Gruppen von 
Angelegenheiten zur Entscheidung vor, für die ansonsten der Hauptausschuss zuständig wäre. 

1. Auftragsvergaben ab einer Höhe von 150.000 Euro. 
 

§ 7 Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf oder anderer Tätigkeit (§31 Abs. 3 BbgKVerf) 
 

(1) Stadtverordnete und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzenden der Stadtverordneten-
versammlung innerhalb von vier Wochen nach der konstituierenden Sitzung der Stadt-
verordnetenversammlung beziehungsweise im Falle einer Berufung als Ersatzperson nach 
Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie andere vergütete oder ehren-
amtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für die Ausübung des Mandates von Bedeutung sein kann. 
Anzugeben sind: 

1. der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungsweise Dienstherrn und der 
Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei mehreren ausgeübten Berufen ist der 
Schwerpunkt der Tätigkeit anzugeben. 

2. jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleichartigen Organ einer 
juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwerpunkt in der Gemeinde. 

(2) Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsitzenden der Stadt-
verordnetenversammlung innerhalb von vier Wochen nach ihrem Eintritt schriftlich mitzuteilen. 

(3) Die Angaben nach Absatz 1 werden auf der Internetseite der Stadt veröffentlicht. 
 

§ 8 Öffentlichkeit der Sitzung (§ 36 BbgKVerf) 
 

(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung werden spätestens 7 Tage vor 
der Sitzung nach § 9 Abs. 4 dieser Hauptsatzung öffentlich bekannt gemacht. 

(2) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und ihrer Ausschüsse sind öffentlich. Die 
Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder 



 

 

berechtigte Interessen Einzelner es erfordern. Dies ist regelmäßig bei folgenden Gruppen von 
Angelegenheiten der Fall: 

1. Personal- und Disziplinarangelegenheiten 
2. Grundstücksgeschäfte  
3. Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner 
4. Aushandlungen von Verträgen mit Dritten. 
5. Planungsvorhaben vor Offenlegung 
6. Prozessangelegenheiten 
. 

§ 9 Bekanntmachungen 
 

(1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Bürgermeister. 
(2) Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öffentliche Bekannt-

machungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, durch Veröffent-lichung 
des vollen Wortlautes in der Tageszeitung „Uckermark Kurier, Regionalausgabe „Templiner 
Zeitung“. 
Dies umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche Bekanntmachungen. 

(3) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer Satzung oder eines sonstigen 
Schriftstückes, so kann die öffentliche Bekanntmachung dieser Teile in Form des Absatzes 2 
dadurch ersetzt werden, dass sie zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprech-zeiten 
ausgeleget werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekanntmachung wird vom 
Bürgermeister angeordnet. Die Anordnung muss die genauen Angaben über Ort und Dauer der 
Auslegung enthalten und ist zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffent-lichen. Die 
Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und Ende sind aktenkundig zu machen. 

(4) Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Stadt-
verordnetenversammlung durch Aushang in den nachstehend aufgeführten Bekannt- 
machungskästen der Stadt öffentlich bekannt gemacht: 
1. Lychen   Am Markt 1, gegenüber der Sparkasse 
2. OT Beenz  Dorfstraße, Am Feuerlöschteich, gegenüber Dorfstraße 4 
3. OT Retzow  Dorfstraße 21  
4. OT Rutenberg  An der Kirche, gegenüber Dorfstraße 16 
Die Schriftstücke sind 5 volle Tage vor dem Sitzungstag auszuhängen, den Tag des Anschlags 
nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag 
des Anschlags ist beim Anschlag und der Tag der Abnahme auf dem aus-gehängten Schriftstück 
durch die Unterschrift des jeweiligen Bediensteten zu vermerken. Bei abgekürzter Ladungsfrist 
erfolgt der Aushang nach dem die Ladung zur Post gegeben wurde. 

(5) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens- oder Formvorschriften 
zustande gekommen, so ist diese Verletzung gemäß § 3 Abs. 4 und 6 BbgKVerf. unbeach-tlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung der 
Satzung gegenüber der Stadt unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die 
den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vor-schriften über die 
Genehmigung verletzt worden sind. Satz 1 gilt auch für die Verletzung von landesrechtlichen 
Verfahrens- oder Formvorschriften über die öffentliche Bekannt-machung, jedoch nur dann, 
wenn sich die Betroffenen aufgrund der tatsächlich bewirkten Bekanntmachung in zumutbarer 
Weise verlässlich Kenntnis von dem Satzungsinhalt verschaffen konnten. Dies gilt entsprechend 
für den Flächennutzungsplan und die Verordnungen der Stadt (§ 3 Abs. 4 und 6 BbgKVerf). 

 
§ 10 Bildung von Ortsteilen (§§ 45 ff. BbgKVerf) 

 
(1) In der Stadt Lychen bestehen folgende Ortsteile: 

1. Beenz, in den Grenzen der Gemarkung Beenz 
2. Rutenberg, in den Grenzen der Gemarkung Rutenberg 



 

 

3. Retzow, in den Grenzen der Gemarkung Retzow 
(2) In den Ortsteilen  nach Abs. 1 ist jeweils ein Ortsvorsteher unmittelbar zu wählen. 
(3) In den Ortsteilen nach Abs. 1 werden keine Ortsbeiräte gebildet. 
(4) Jeder Ortsvorsteher ist vor der Beschlussfassung der Stadtverordnetenversammlung oder des 

Hauptausschusses in folgenden Angelegenheiten zu hören: 
1. Planung von Investitionsvorhaben in dem Ortsteil, 
2. Aufstellung, Änderung und Aufhebung des Flächennutzungsplans sowie von Satzungen 

nach dem Baugesetzbuch und bauordnungsrechtlichen Satzungen, soweit sie sich auf den 
Ortsteil beziehen, 

3. Planung, Errichtung, Übernahme, wesentliche Änderungen und Aufhebung von 
öffentlichen Einrichtungen in dem Ortsteil, 

4. Aus- und Umbau sowie Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen in dem Ortsteil, 
5. Änderung der Grenzen des Ortsteils und 
6. Erstellung des Haushaltsplans. 

 
(5) In den Ortsteilen Beenz, Rutenberg und Retzow erfolgt die unmittelbare Wahl des Ortsvor-

stehers in einer Bürgerversammlung. Die Bürgerversammlung besteht aus den nach § 82 c Abs. 
1 Satz 1 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes in dem Ortsteil wahlberechtigten 
Personen. Die Bürgerversammlung ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen wurde und 
mindestens 15 % der Wahlberechtigten anwesend sind. Die Einberufung erfolgt durch 
öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Bürgerversammlung durch 
den Bürgermeister in der nach § 9 Abs. 4 der Hauptsatzung bestimmten Form. Der 
Bürgermeister oder ein von diesem Beauftragter führt den Vorsitz in der Bürgerversammlung. 
Er kann zum Nachweis der Wahlberechtigung ihm nicht bekannter Personen die Vorlage eines 
gültigen Personaldokumentes mit Lichtbild verlangen. Gewählt wird geheim. Durch 
einstimmigen Beschluss der Bürgerversammlung kann vor der Wahl auf die geheime 
Abstimmung verzichtet werden. Jeder in der Bürgerversammlung anwesende Wahlberechtigte 
kann Bewerber zur Wahl vorschlagen. Zur Wahl dürfen nur diejenigen Wahlberechtigten 
zugelassen werden, die gegenüber dem Vorsitzenden ihr Einverständnis zur Kandidatur erklärt 
haben. Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme. Gewählt ist die Person, welche mehr als die 
Hälfte der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Erreicht niemand mehr als die Hälfte der 
abgegebenen Stimmen, findet eine Stichwahl zwischen den Bewerbern mit den beiden höchsten 
Stimmzahlen statt. Gewählt ist derjenige, der die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der Bürgermeister oder der von ihm Beauftragte 
zieht. Der gewählte Bewerber hat gegenüber dem Vorsitzenden der Bürgerversammlung zu 
erklären, ob er die Wahl annimmt. Für den Verlust der Rechtsstellung gilt § 82  Abs. 1 – 5 des 
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes entsprechend. Der Verzicht ist nur wirksam, wenn 
er gegenüber dem Hauptverwaltungsbeamten oder Wahlleiter der Gemeinde erklärt wird. Der 
Wahlausschuss stellt in den Fällen des § 82 Abs. 1 Nr. 1 - 5 des Brandenburgischen 
Kommunalwahlgesetzes den Verlust der Rechtsstellung des Ortsvorstehers unverzüglich fest. 
Der Wahlausschuss kann die Aufgabe der Feststellung des Verlustes der Rechtsstellung des 
Ortsvorstehers dem Wahlleiter der Gemeinde übertragen. Lehnt ein gewählter Bewerber die 
Wahl ab, stirbt ein Mitglied oder verliert es seinen Sitz, so findet im Falle der Ortsteilvertretung 
durch einen Ortsvorsteher eine Nachwahl statt. Die §§ 35, 36, 37, 39 Abs. 1 und Abs. 2  Satz 1 
der Kommunalverfassung für das Land Brandenburg gelten ergänzend entsprechend. An die 
Stelle gesetzlich besonders vorgeschriebener Mehrheiten tritt die Mehrheit der anwesenden 
Bürger. Über die Bürgerversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Wahlprüfung ist 
Sache der Gemeindevertretung. Es gelten die §§ 55 bis 58 des Brandenburgischen 
Kommunalwahlgesetzes entsprechend. Der Ortsvorsteher kann von der Bürgerversammlung 
abgewählt werden. Er ist abgewählt, wenn eine Mehrheit der abstimmenden Personen, jedoch 
mindestens ein Viertel der wahlberechtigten Bürger, für die Abwahl stimmt. Zur Einberufung 
der Bürgerversammlung bedarf es eines Antrages, der binnen eines Monats vor seiner 



 

 

Einreichung beim Wahlleiter der Gemeinde von mindestens einem Viertel der wahlberechtigten 
Bürger zu unterzeichnen ist. 

 
§ 11 Hauptausschuss 

 
(1) Gemäß § 49 Abs. 1 BbgKVerf ist ein Hauptausschuss zu bilden. 
(2) Der Hauptausschuss besteht aus Stadtverordneten und dem Bürgermeister als stimmbe-

rechtigtem Mitglied. Die Stadtverordnetenversammlung legt in ihrer ersten Sitzung die Anzahl 
der Stadtverordneten, die Mitglied des Hauptausschusses sind, fest und bestellt die Mitglieder 
nach § 41 aus ihrer Mitte für die Dauer der Wahlperiode. Die Mitglieder des Hauptausschusses 
wählen aus ihrer Mitte den Vorsitzenden, sofern nicht die Stadtverordnetenversammlung in ihrer 
ersten Sitzung beschließt, dass der Bürgermeister den Vorsitz des Hauptausschusses führt. 

 
§ 12 Beschäftigte der Stadt  (§ 62 BbgKVerf) 

 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet auf Vorschlag des Bürgermeisters über die 

Einstellung und Entlassung von Beschäftigten. 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in  Kraft. 
(2) Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung nichtig oder unwirksam sein, soll dies die 

Wirksamkeit der übrigen Regelungen nicht berühren. 
 
 
Lychen, den 07.07.2009 
 
 
 
Klemckow 
Bürgermeister 
 
 




